
(In Anwendung von Titel VI des Vertrags über die Europäische Union erlassene Rechtsakte)

BESCHLUSS 2005/876/JI DES RATES

vom 21. November 2005

über den Austausch von Informationen aus dem Strafregister

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson-
dere auf Artikel 31 und Artikel 34 Absatz 2 Buchstabe c,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach Artikel 29 des Vertrags über die Europäische Union
hat sich die Europäische Union zum Ziel gesetzt, den
Bürgern in einem Raum der Freiheit, der Sicherheit und
des Rechts ein hohes Maß an Sicherheit zu bieten. Dieses
Ziel setzt voraus, dass Informationen über Verurteilungen
von Personen, die sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaa-
ten aufhalten, zwischen den zuständigen Behörden der
Mitgliedstaaten ausgetauscht werden.

(2) Am 29. November 2000 hat der Rat entsprechend den
Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von Tampere
vom 15. und 16. Oktober 1999 ein Maßnahmenpro-
gramm zur Umsetzung des Grundsatzes der gegenseiti-
gen Anerkennung gerichtlicher Entscheidungen in Straf-
sachen (3) angenommen. Der vorliegende Beschluss trägt
dazu bei, die in Maßnahme Nr. 3 des Programms ge-
nannten Ziele zu erreichen; darin wird vorgeschlagen,
ein Standardformular für Auskunftsersuchen über Vor-
strafen in den Amtssprachen der Union zu erstellen,
wozu das im Rahmen der Schengen-Gremien erstellte
Formular herangezogen werden sollte.

(3) In den Artikeln 13 und 22 des Europäischen Überein-
kommens vom 20. April 1959 (4) über die Rechtshilfe in
Strafsachen sind Verfahren zur Übermittlung von Infor-
mationen über Verurteilungen zwischen den Vertragspar-
teien vorgesehen. Diese sind allerdings so langsam, dass
sie den Erfordernissen der justiziellen Zusammenarbeit in
einem Raum wie der Europäischen Union nicht entspre-
chen.

(4) Im Schlussbericht über die erste Begutachtungsrunde zur
Rechtshilfe in Strafsachen (5) wurden die Mitgliedstaaten
ersucht, die Verfahren für die Übermittlung von Doku-
menten zwischen Staaten zu vereinfachen; hierzu sollte
gegebenenfalls ein Standardformular verwendet werden,
das der Erleichterung der Rechtshilfe dienen soll.

(5) Am 25. März 2004 hat der Europäische Rat den Rat
beauftragt, Maßnahmen für den Austausch von Informa-
tionen über Verurteilungen wegen terroristischer Strafta-
ten und die Möglichkeit der Schaffung eines europäischen
Registers über Verurteilungen und Rechtsverluste zu prü-
fen. Die Kommission hat in ihrer Mitteilung über be-
stimmte Maßnahmen, die zur Bekämpfung des Terroris-
mus und anderer schwerwiegender Formen der Krimina-
lität, insbesondere zur Verbesserung des Informationsaus-
tauschs, zu treffen sind, die Bedeutung eines wirksamen
Mechanismus für die Übermittlung von Auskünften über
Verurteilungen und Aberkennungen von Rechten unter-
strichen.

(6) Dieser Beschluss steht im Einklang mit dem in Artikel 2
des Vertrags über die Europäische Union und Artikel 5
des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemein-
schaft festgelegten Subsidiaritätsprinzip, da eine Verbes-
serung der Verfahren zur Übermittlung von Informatio-
nen über Verurteilungen zwischen Mitgliedstaaten einsei-
tig auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend er-
reicht werden kann und eine koordinierte Maßnahme
auf Ebene der Europäischen Union erfordert. Entspre-
chend dem in Artikel 5 EG-Vertrag genannten Grundsatz
der Verhältnismäßigkeit geht dieser Beschluss nicht über
das zur Erreichung dieses Ziels erforderliche Maß hinaus.

(7) Bessere Verfahren zur Übermittlung von Informationen
über Verurteilungen setzen voraus, dass die in einem
Mitgliedstaat gegen Staatsangehörige eines anderen Mit-
gliedstaats verhängten Verurteilungen diesem anderen
Mitgliedstaat so schnell wie möglich bekannt gemacht
werden und dass jeder Mitgliedstaat die von ihm aus
Strafregistern benötigten Informationen innerhalb einer
sehr kurzen Frist von anderen Mitgliedstaaten erhalten
kann.
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(8) Dieser Beschluss ergänzt und erleichtert die derzeitigen,
auf bestehende Übereinkommen gestützten Verfahren zur
Übermittlung von Informationen über Verurteilungen.
Die Bestimmungen über Ersuchen um Auskünfte aus
dem Strafregister lassen die Möglichkeit der Justizbehör-
den unberührt, einander gemäß Artikel 6 Absatz 1 des
mit Rechtsakt des Rates vom 29. Mai 2000 erstellten
Übereinkommens über die Rechtshilfe in Strafsachen zwi-
schen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union (1) In-
formationen aus dem Strafregister direkt zu übermitteln.
Dieser Beschluss legt jedoch ein spezielles Recht für die
Zentralbehörde eines Mitgliedstaats fest, unter den im
innerstaatlichen Recht festgelegten Bedingungen ein Er-
suchen um Auskünfte aus dem Strafregister an die Zent-
ralbehörde eines anderen Mitgliedstaats zu richten.

(9) Personenbezogene Daten, die im Rahmen der Durchfüh-
rung dieses Beschlusses verarbeitet werden, werden ge-
mäß den Grundsätzen des Übereinkommens des Europa-
rats vom 28. Januar 1981 zum Schutz des Menschen bei
der automatischen Verarbeitung personenbezogener Da-
ten geschützt werden.

(10) Nach der Empfehlung Nr. R (84) 10 des Europarats über
das Strafregister und die Wiedereingliederung von Verur-
teilten dient das Strafregister vor allem dazu, die für das
Strafrechtssystem verantwortlichen Behörden über Vor-
strafen einer vor Gericht stehenden Person zu informie-
ren, damit sie die besonderen Umstände jedes Falles bei
ihrer Entscheidung berücksichtigen können. Da jede an-
dere Verwendung des Strafregisters, die die Chancen des
Verurteilten auf soziale Wiedereingliederung behindern
könnte, so weit wie möglich zu beschränken ist, kann
die Verwendung der in Anwendung dieses Beschlusses
übermittelten Informationen zu anderen Zwecken als
im Rahmen von Strafverfahren nach Maßgabe des inner-
staatlichen Rechts des ersuchten und des ersuchenden
Staates beschränkt werden.

(11) Dieser Beschluss steht im Einklang mit den Grundrechten
und Grundsätzen, die in Artikel 6 des Vertrags über die
Europäische Union anerkannt und mit der Charta der
Grundrechte der Europäischen Union neu formuliert
wurden.

(12) Dieser Beschluss verpflichtet die Mitgliedstaaten nicht, in
ihre Strafregister andere Verurteilungen oder Informatio-
nen in Strafsachen einzutragen, als sie nach innerstaat-
lichem Recht einzutragen verpflichtet sind.

(13) Dieser Beschluss gilt nicht für die Übermittlung von ge-
richtlichen Entscheidungen oder von Abschriften solcher
Entscheidungen —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Zentralbehörde

(1) Jeder Mitgliedstaat benennt eine Zentralbehörde für die
Zwecke der Artikel 2 und 3. Für die Übermittlung von Infor-
mationen nach Artikel 2 und die Beantwortung von Ersuchen
nach Artikel 3 können die Mitgliedstaaten jedoch eine oder
mehrere Zentralbehörden ernennen.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen dem Generalsekretariat des Ra-
tes und der Kommission mit, welche Behörde sie gemäß Absatz
1 benannt haben. Das Generalsekretariat des Rates übermittelt
diese Information den Mitgliedstaaten und Eurojust.

Artikel 2

Information über Verurteilungen aus eigener Initiative

Jede Zentralbehörde unterrichtet die Zentralbehörden der ande-
ren Mitgliedstaaten unverzüglich über Staatsangehörige dieser
Mitgliedstaaten betreffende strafrechtliche Verurteilungen und
nachfolgende Maßnahmen, die in das Strafregister eingetragen
wurden. Ist die betreffende Person Staatsangehörige von zwei
oder mehr anderen Mitgliedstaaten, so werden diese Informatio-
nen jedem dieser Mitgliedstaaten übermittelt, es sei denn, die
betreffende Person ist Staatsangehörige des Mitgliedstaats, in
dessen Hoheitsgebiet sie verurteilt wurde.

Artikel 3

Ersuchen um Informationen über Verurteilungen

(1) Wird um Informationen aus dem Strafregister eines Mit-
gliedstaats ersucht, so kann die Zentralbehörde nach innerstaat-
lichem Recht ein Ersuchen um Auszüge aus dem Strafregister
und um Informationen über dieses Register an die Zentralbe-
hörde eines anderen Mitgliedstaats richten. Alle Informationser-
suchen werden unter Verwendung des im Anhang erstellten
Formblatts übermittelt.

Beantragt eine Person Informationen aus ihrem Strafregister, so
kann die Zentralbehörde des Mitgliedstaats, in dem der Antrag
gestellt wird, nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts ein Er-
suchen um Auszüge aus dem Strafregister und um dieses be-
treffende Informationen an die Zentralbehörde eines anderen
Mitgliedstaats richten, wenn die betreffende Person in dem er-
suchenden oder dem ersuchten Mitgliedstaat ansässig ist oder
war oder dessen Staatsangehörigkeit besitzt oder besessen hat.

(2) Die Zentralbehörde des ersuchten Mitgliedstaats übermit-
telt der Zentralbehörde des ersuchenden Mitgliedstaats die Ant-
wort unverzüglich und auf jeden Fall innerhalb eines Zeitraums
von höchstens zehn Arbeitstagen nach Eingang des Ersuchens
nach Maßgabe der innerstaatlichen gesetzlichen oder sonstigen
Vorschriften und Gepflogenheiten unter Verwendung des im
Anhang erstellten Formblatts. Die Antwort umfasst die nach
Artikel 2 erhaltenen Informationen, die im Strafregister des er-
suchten Mitgliedstaats eingetragen sind.
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Wird das Ersuchen für die betreffende Person nach Absatz 1
Unterabsatz 2 gestellt, so darf der in Unterabsatz 1 des vor-
liegenden Absatzes genannte Zeitraum zwanzig Arbeitstage ab
Eingang des Ersuchens nicht überschreiten.

(3) Benötigt der ersuchte Mitgliedstaat weitere Informationen
zur Identifizierung der Person, auf die sich das Ersuchen bezieht,
so konsultiert er unverzüglich den ersuchenden Mitgliedstaat,
damit eine Antwort innerhalb von zehn Arbeitstagen nach Ein-
gang der angeforderten Zusatzinformationen erteilt werden
kann.

(4) Der Antwort wird ein Strafregisterauszug nach Maßgabe
des innerstaatlichen Rechts beigefügt.

(5) Ersuchen, Antworten und sonstige einschlägige Informa-
tionen können in jeder Form übermittelt werden, die einen
schriftlichen Nachweis unter Bedingungen ermöglicht, die dem
empfangenden Mitgliedstaat die Feststellung der Echtheit gestat-
ten.

Artikel 4

Bedingungen für die Verwendung personenbezogener
Daten

(1) Personenbezogene Daten, die gemäß Artikel 3 zum Zwe-
cke von Strafverfahren übermittelt wurden, dürfen von dem
ersuchenden Mitgliedstaat nur zum Zwecke der Strafverfahren
verwendet werden, für die das Ersuchen gemäß dem im Anhang
erstellten Formblatt gestellt wurde.

(2) Personenbezogene Daten, die nach Artikel 3 für andere
Zwecke als für Strafverfahren übermittelt wurden, dürfen von
dem ersuchenden Mitgliedstaat nach seinem innerstaatlichen
Recht nur für den Zweck, für den das Ersuchen gestellt wurde,
und nur innerhalb der von dem ersuchten Mitgliedstaat im
Formblatt angegebenen Grenzen verwendet werden.

(3) Dieser Artikel gilt nicht für personenbezogene Daten, die
von einem Mitgliedstaat in Anwendung dieses Beschlusses er-
langt wurden und von diesem Mitgliedstaat stammen.

Artikel 5

Sprachen

Das Formblatt wird von dem ersuchenden Mitgliedstaat in der
Amtssprache oder einer der Amtssprachen des ersuchten Mit-
gliedstaats übermittelt. Der ersuchte Mitgliedstaat antwortet in
einer seiner Amtssprachen oder in einer anderen für beide Mit-
gliedstaaten annehmbaren Sprache. Jeder Mitgliedstaat kann bei
Annahme dieses Beschlusses oder später in einer Erklärung an
das Generalsekretariat des Rates angeben, welche Amtssprachen

der Organe der Europäischen Gemeinschaften er für diese Zwe-
cke anerkennt. Das Generalsekretariat des Rates übermittelt
diese Information den Mitgliedstaaten.

Artikel 6

Verhältnis zu anderen Rechtsakten

(1) Für die Mitgliedstaaten ergänzt und erleichtert dieser Be-
schluss die Anwendung der Artikel 13 und 22 des Europäischen
Übereinkommens vom 20. April 1959 über die Rechtshilfe in
Strafsachen, der dazugehörigen Zusatzprotokolle vom 17. März
1978 (1) und 8. November 2001 (2), des Übereinkommens vom
29. Mai 2000 über die Rechtshilfe in Strafsachen zwischen den
Mitgliedstaaten der Europäischen Union (3) und des dazugehöri-
gen Protokolls vom 16. Oktober 2001 (4).

(2) Für den Zweck dieses Beschlusses verzichten die Mitglied-
staaten darauf, sich untereinander auf ihre Vorbehalte zu Artikel
13 des Europäischen Übereinkommens vom 20. April 1959
über die Rechtshilfe in Strafsachen zu berufen. Dieser Beschluss
lässt die Vorbehalte zu Artikel 22 jenes Übereinkommens unbe-
rührt. Derartige Vorbehalte können zu Artikel 2 dieses Beschlus-
ses geltend gemacht werden.

(3) Dieser Beschluss berührt nicht die Anwendung günstige-
rer Bestimmungen in bilateralen oder multilateralen Überein-
künften zwischen den Mitgliedstaaten.

Artikel 7

Durchführung

Die Mitgliedstaaten führen diesen Beschluss so rasch wie mög-
lich, spätestens jedoch bis zum 21. Mai 2006 durch.

Artikel 8

Wirksamwerden

Dieser Beschluss wird am Tag seiner Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Union wirksam.

Geschehen zu Brüssel am 21. November 2005.

Im Namen des Rates
Der Präsident
J. STRAW
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ANHANG

Formblatt nach den Artikeln 3, 4 und 5 des Beschlusses 2005/876/JI des Rates vom 21. November 2005 über den
Austausch von Informationen aus dem Strafregister
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